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Sitzungsende: 15:36 Uhr 
Protokoll 


aufgenommen in der öffentlichen Sitzung des 
Amtsgerichts Garmisch-Partenkirchen - Strafrichter - 
am Donnerstag, 05.08.2021 in Garmisch-Partenkirchen 


Gegenwärtig: 


Richter am Amtsgericht fg 


als Strafrichter 
Staatsanwalt 
als Vertreter der Staatsanwaltschaft 


als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 


in dem Strafverfahren gegen 


Grouich Voir 


wegen Verstoßes gegen das BayVersG 


begann die Hauptverhandlung mit dem Aufruf der Sache. 
Es wurde festgestellt, dass erschienen waren: 
1. Hauptbeteiligte: 
e Angeklagter Greulich Wolfgang nicht, er lässt sich durch seinen Verteidiger vertreten 
(ordnungsgemäße Verteidigervollmacht liegt vor , Bl. 35 d.A.) 
e Wahlverteidiger Däblitz Friedemann 
2. Sachverständige: 
e Sachverständiger Dr. Scheuch Gerhard 


Der Sachverständige Dr. Scheuch Gerhard wurde gem. § 72 StPO i.V.m. 8 57 StPO belehrt 
und darauf hingewiesen, dass sich die Wahrheitspflicht auch auf die Angaben nach $ 68 StPO 
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bezieht. 

Der Sachverständige Dr. Scheuch Gerhard wurde darauf hingewiesen, dass das Gutachten un- 
parteiisch und nach bestem Wissen und Gewissen zu erstatten ist. 

Dem Sachverständigen Dr. Scheuch Gerhard wurde mit allseitiger Zustimmung die Anwesen- 
heit im Sitzungssaal gestattet, 


Die Zeugen u EF HK wurden auf 13:00 Uhr geladen. 


Die Personalien des Angeklagten wurden erhoben wie folgt: 


Der Vertreter der Staatsanwaltschaft verlas den Strafbefeht. 


Es wurde festgestellt, dass Erörlerungen gemäß §§ 202 a und 212 StPO, deren Gegenstand 
die Möglichkeit einer Verständigung nach $ 257c StPO gewesen ist, nicht stattgefunden haben. 


Der Strafrichter stellte fest, dass gegen den Strafbefehl des Amtsgerichts Garmisch-Partenkir- 
chen form- und fristgerecht Einspruch eingelegt wurde. 


Der Verteidiger wurde darauf hingewiesen, dass es ihm freistaht sich für den Angeklagten, zur 
Sache und/oder sich zu den wirtschaftlichen Verhältnissen zu äußern, oder nicht auszusagen. 


Der Verteidiger erklärte: 


Zur Sache: 
Über die bereits in der Hauptverhandlung vom 15.06.2021 hinausgehende Angaben werden 
nicht gemacht. 


Die Beweisaufnahme wurde eröffnet. 


Der Zeuge Eie hereingerufen 

rde der Gegenstand des Verfahrens bekannt gemacht. 
Der jurde gem. $ 57 StPO belehrt und darauf hingewiesen, dass sich die Wahr- 
heitspflicht auch auf die Angaben nach § 68 StPO bezieht. 


Die Personalien wurden erhoben wie folgt: 


ME DE BEE ASERIGIT GP = 


Seite 3 


- mit d. Angeklagten nicht verwandt und nicht verschwägert - 


Zur Sache: 
Beim Bescheid. vom 16.11.20 ging es um eine Versammlung in Murnau auf dem Festplatz. 


ich habe die Versammlungsanzeige von dem Angeklagten per E-Mail erhalten. Die ist abgearbei- 
tet worden. Er wollte als Veranstalter und Leiter eine Versammlung abhalten (es handelt sich hier- 
bei um die E-Mail Bl, 21 d.A., welche auszugsweise verlesen wird). 

Die betroffenen Behörden (Gemeinde und Polizei) wurden angehört. Wir haben ein Kooperations- 
gespräch angeboten per Telefon. Dies war am Tag vor der Versammlung am 16.11.20. In der 
Folge wurde am selben Tag der Bescheid ausgefertigt und am Tag der Versammlung dem Ange- 
klagten Greulich und Dr. Schiffmann jeweils eine Ausfertigung des Bescheides per Empfangsbe- 
kenntnis ausgehändigt. ich war während der Versammlung die ganze Zeit vor Ort. 


Gegenstand des Bascheides waren die Beschränkungen nach dem Versammlungsgesetz, wel- 
che zusammengefasst wie folgt lauteten: 

Das Tragen von einem Mund-Nasen-Schutz wurde auferlegt. Dies galt ab dem Betreten der Ver- 
sammlungsfläche. Ausgenommen waren die jeweiligen Redner während ihres Redebeitrages. 
Die Anzahl der Personen war beschränkt auf 500 Personen. 

Die örtlichen Verhältnisse wurden klar definiert, Dies alles resultierte aus Erfahrungen aus vorhe- 
rigen Bescheiden. Ist die Fläche der Versammlung nicht klar definiert, besteht aus meiner Sicht 
die Gefahr, das sich die Versammlungsteilnehmer nicht an die Abstände halten und so nah an 
Unbeteiligte herantreten, dass die Gefahr von Infektionen zu hoch ist. 

Darüber hinaus war mir aus den Medien bekannt, dass es bei ähnlichen Demonstrationen im- 
mer wieder zu diversen Verstößen der Teilnehmer gegen Versammlungsauflagen kommt. 

Es gab auch eine abgegrenzte Versammlungsfläche, das hatte den Sinn, dass keine Kontakte 
zwischen Versammlungsteilnehmern und unbeteiligten Dritten entstehen. Die Einhaltung der ge- 
setzlichen Abstände konnten auf diese Weise aus meiner Sicht problemlos gewährleistet wer- 
den. Die Versammlungsfläche war nämlich sc ausgemessen, dass bei einer Höchstteilnehmer- 
zahl von 500 ein Abstand von 1,50 m einzuhalten war. Ich habe hier im Vorfeld extra eine Berach- 
nung durchgeführt 

Als Teilnehmer waren ca. 200 - 500 Personen angemeldet. 


Auf Frage des Gerichts: 
Tatsächlich schätze ich letztlich die Teilnehmerzahl auf ca. 300. 


Maskenpflicht wurde von mir angeordnet, weil zum damaligen Zeitpunkt die 8. Infektionsschutz- 
verordnung gegolten hat. Dort war ab einer Teilnehmerzahl von 200 Personen in der Regel Mas- 
kenpflicht anzuordnen. Die tatsächliche Zahl der Teilnehmer war auch deutlich über 200. Beson- 
dere Gründe von der Anordnung abzuweichen hat es aus meiner Sicht nicht gegeben. 


Nach derzeitiger Rechtslage ist es so, dass bei öffentlichen Versammlungen unter freiem Him- 
mel Maskenpflicht unabhängig von der Teilnehmerzahl anzuordnen ist. 

Müsste ich zum jetzigen Zeitpunkt diesen Bescheid erlassen, hätte ich eben auf diese Vorschrift 
hingewiesen. 

Die Rechtslage ist insoweit aus Sicht der Behörde einfacher geworden, da für alle Teilnehmer un- 
abhängig von der Größe der Versammlung Maskenpflicht gilt. 

Ich hätte demnach keine gesonderte Anordnung getroffen in so einem Bescheid. Außer as gibt 
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besondere Gründe, dies aufzunehmen, aber die Verordnung gilt ja für sich selbst. Es wäre nur 
ein Hinweis auf die Rechtslage. 

Wenn ich gefragt werde, wie es nach aktueller Rechtslage wäre, würde der Angeklagte gegen 
die Maskenpflicht verstoßen, so muss ich antworten, dass das jetzt nur noch eine Ordhungswid- 
tigkeit nach der 13. Infoktionsschutzmaßnahmeverordnung wäre. 


Art. 15 des Bayerischen Versammlungsgesetzes war hier die richtige Rechtsgrundlage für 


mich. Eine vergleichbare Regelung wäre möglicherweise auch über das Infektionsschutzgesetz 
möglich gewesen. 


Ich kann nach ergänzen, dass wir im Jahr 2020 haben etliche Versammlungsbescheide erlas- 

sen haben, wobei keiner angefochten worden ist. Mir ist bekannt, dass zum Beispiel in München 
Versammlungsbescheide gerichtlich angegriffen wurden, obwohl sie identische Auflagen hatten. 
Ich war vor Ort bei der Versammlung. Die Teilnehmer haben sich aus meiner Sicht nicht immer 





an die Abstandgebote gehalten, es waren vereinzelt welche da die sie’einhielten. Die Masken- 
pflicht wurde nur zum Teil beachtet. 


Der Versammlungsleiter Dr. Schiffmann hat den Inhalt und die Beschränkungen über Mikrofon be- 
kannt gegeben. Als es Verstöße gab, ist die Polizei eingeschritten, z. B. bei Personen, die die 
Maske vom Gesicht weggenommen hatten. Die Versammlung hat gedauert von ca. 11.00 Uhr 
Beginn bis 13:00 Uhr. 


| 


in den Krankenhäusern zu dieser Zeit und deren Auslastung hatte ich damals nicht. Aus dem pri- 
vaten Umfeld habe ich allerdings eine Person gekannt, die an dem Virus verstorben ist. 

Bei dem damals gültigen Text der 8. Infektionsschutzverordnung hatte ich keinerlei Anlass für Ab- 
weichungen gesehen. 


Auf Frage des Vertreters der Staatsanwaltschaft: 


Ein Beispiel für eine Versammlung ohne Maskenpflicht wäre etwa, wenn jemand eine Versamm- 
lung anzeigt, wo alle Versammlungsteilnehmer sich in ihren Fahrzeugen befinden, die Teilneh- 
mer im Pkw alle aus einem Haushalt stammen und keiner während der Versammlung aus- 
steigt. Dann wäre die Maskenpflicht aus meiner Sicht unsinnig. 

Im Vorfeld der Versammlung war für mich absehbar, dass es Verstöße geben wird. Dr. Schiff- 
mann und dem Angeklagten Greulich sind ja in der Szene bekannt. Die waren auf Tour unter- 


wegs, Dass bei den Querdenker-Veranstaltungen Versammlungsverstöße an der Tagesord- 


Auf Frage der Staatsanwaltschaft: 


Die damals geltende Norm aus dem Bayrischen Infektionsschutzgesetz war für mich der 
Grund, Maskenpflicht anzuordnen. 

Es müssen Ausnahmesituationen vorherrschen, damit ich davon abweiche. Ich muss diese Re- 
gelmaßnahme dann auch nicht explizit begründen. Nur wenn ich davon abweiche, muss Ich das 
begründen. 
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Auf Fragen des Verteidigers: 


Für unbeteiligte Personen hätte eventuell deswegen eine Gefahr bestanden, weil in dar Nähe 
der Versammlungsfläche ein größeres Einkaufszentrum ist. 

Aus diesem Grund haben wir die Versammlungsfläche mit einem Flatterband abgeteilt, Jader 
konnte sehen, wo die Versammlungsfläche war. Die Bürger, die nicht teilnahmen an der Ver- 
sammlung, konnten draußen bleiben. 


Wie oft während der Versammlung gegen das Abstandsgebot verstoßen wurde, weiß ich nicht, 
die Fläche war zu groß. Es war immer wieder eine enge Gruppenbildung festzustellen und dann 
schritt auch die Polizei ein. 

Ich stand von den nächsten Grüppchen ca. 10 m entfernt. 

Die Maskenpflicht wurde nur teilweise eingehalten. Wenn ich jemand ins Gesicht sehe und er 
hat die Maske nicht auf, dann hat er dagegen verstoßen. Wir haben auch extra 2 Versammlungs- 
flächen mit Absperrbändern gekennzeichnet. In der einen soliten Personen mit Attest sich aufhal- 
ten, in der anderen die ohne Attest. 

Die damals vorherrschende 7-Tage-Inzidenz hatte ich aus der Zeitung, der Artikel wurde danach 
geschrieben, 

Der Zeitungsartikel datiert vom 18.11.2020, die Versammlung war am 17.11.2020. 


Auf Frage des Gerichts: 
Die Wetterverhältnisse waren trocken. Ob es windig war, weiß ich nicht. 


Der Zeuge Be gem. 5 59 Abs. 1 StPO unvereidigt und wurde im allseitigen Einverständ- 
nis um 13:40 Uhr entlassen. 


Der Zeuge EPHK wurde hereingerufen. 


Dem Zeugen S EPHK wurde der Gegenstand des Verfahrens bekannt gemacht. 
Der Zeuge EPHK wurde gem. § 57 StPO belehrt und darauf hingewiesen, dass sich die 
ER Wahrheitspflicht auch auf die Angaben nach $ 68 StPO bezieht. 


Die Personalien wurden erhoben wie folgt: 


~ mit. d. Angeklagten nicht verwandt und nicht verschwägert - 
Zur Sache: 


Am 17.11.2020 fand am Festplatz eine Versammlung statt im Rahmen einer Bustour der Quer- 
denkerszene. Diese war angezeigt vom Angeklagten Greulich und Dr. Schiffmann. Am 16.11. 
wurde ein Kooperationsgespräch durchgeführt. Dieses Gespräch fand aber telefonisch statt, 
weil die Herren auf großer Tour unterwegs waren. Mit Herrn Greulich haben wir gesprochen. Es 
kam uns im Nachhinein komisch vor. Wir informierten ihn über die Auflagen und Beschränkun- 
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gen. Wir teilten ihm mit, dass wir einen Extraboreich abflattern würden für Maskenträger mit At- 
test, 
Am 17.11. gegen 11.00 Uhr kam der Bus an und am Platz waren ca. 300-400 Teilnehmer. 
Auf der rechten Seite war für Yersammlungsteilnehmer, die keine Masken tragen konnten. 
Auf der linken Fläche waren die Teilnehmer mit Masken. 
Der Bus fuhr ein, die Menge war begeistert. Wir kannten die Versammlungsteilnehmer zum Teil 
von Anderen Versammlungen gleicher Art. 
Es stieg Dr. Schiffmann ohne Maske aus dem Bus aus. Greulich filmte die ganze Zeit auch oh- 
ne Maske. 
Ich ging zu Schiffmann und teilt ihm mit, wenn er keine Maske aufzieht, beginnt die Versamm- 
lung nicht und er kommt in Gewahrsam. Er hat sich darüber aufgeregt. Er wäre HNO-Arzt und 
müsste keine Maske tragen. 
Dann kam sein Rechtsanwalt Herr Ludwig raus aus dem Bus und hat uns die ganze Zeit angere« 
det, wir sollten Abstand halten, sie würden keine Maske tragen. Greulich filmte die ganze Zeit 
und war unfreundlich. Ich sagte zu ihm in einem Vier-Augen-Gespräch, dass ich die Versamm- 
lung so nicht starten lasse. Die haben eine Show abgezogen vor den Leuten. Das wurde live 
übertragen ans Publikum. Die sind in der Szene Kultstatus. 

2 Im Bus bei der Besprechung bat ich nicht zu filmen und auch keine Tonaufnahmen zu tätigen. 
Da wurde sich Zunächst aus meiner Sicht dran gehalten, 
Für sich und Ludwig hat Schiffmann dann ein Attest ausgefüllt, es war eine Farce. Er schrieb 
auf einen Pappzettel, dass er aus gesundheitlichen Gründen keine Maske tragen kann. Genau 
so der Rechtsanwalt Ludwig. 
Ich sagte die Versammlung kann beginnen. Eckhard im Wagen sagte davor noch, dass or als 
Christ aus refigiösen Gründen keins Maske tragen kann. 


Herr Greulich war dabei und hat alles verfolgt. Er hatte kein Attest, er musste eine Maske tragen, 
Die Versammlung begann, Schiffmann hat die Menge aufgeheizt. Die Maskenträger sollten sich 
solidarisieren mit den Nicht-Maskenträgern. Ihm waren die Aufiagen egal. Verschiedene Perso- 
nen wurden von der Bereitschaftspolizei aufgefordert Masken zu tragen, dann hätte das keine 
Folgen. Von den meisten Personen wurden dann nach Verwamung Masken aufgezogen. 

Der Greulich hatte nach Versammlungsbeginn keine Masken getragen, wenn ich ihn gesehen 
hatte. Er filmte ohne Maske, Er ging ans Rednerpult und eine Dame wurde gerade von Kollegen 
abgeführt. Ich ging dahin und habe nicht gehört, wie der Greulich dann die Teilnehmer aufgeru- 
fen hat, die Maske abzusetzen. Ich habe das hinterher von Kollegen gehört. Mir fiel auf, dass vie- 
le Leute keine Maske mehr aufhatten, der ganze vordere Bereich, es war ihnen egal, das ich da 
war. Ich ging ans Pult, habe den Angeklagten unterbrochen, er sollte dafür sorgen dass Masken 
getragen werden. Ich drohte die Versammlung aufzulösen. Er hat dann sofort auf die Menge ein- 
gewirkt, die Maske wieder aufzusetzen damit die Veranstaltung weiter gehen konnte. 

Die Versammlung dauerte von 11.20 Uhr bis 12.40 Uhr. 


Einzelne Teilnehmer wurden raus gezogen wegen Verstößen: Der Mindestahstandsgebot wur- 
de teilweise nicht eingehalten. Das war teilweise auch dem geschuldet, dass Schiffmann rüber 
zu den Nicht-Maskenträgem ging. Die Teilnehmer liefen teilweise auch auf die Kollegen zu, als 
diese einzelne Teilnehmer von der Menge separieren wollten. 


Die Videoaufzeichnung der Versammlung wird vom Gericht, dem Verteidiger dem Staatsanwalt, 
dem Sachverständigen und dem Zeugen in Augenschein genommen und der Zeuge erklärt sich 
dazu. 


Der Zeuge führt aus: 
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Die Sitzung wurde um 14.00 Uhr unterbrochen und fortgesetzt um 14:06 Uhr zwecks Belüftung 
der Sitzungssaales unterbrochen. 


r4 


Auf Frage des Gerichts nach sonstigen besonderen Vorkommnissen: 


Am Schluss der Versammlung fand dann die Rede vom Ludwig statt., wo ar uns verglich mit „Na- 
ziland“, dann war es gut. Insgesamt hatten wir die Situation gut im Griff. Ich hatte auch den Ein- 
druck, dass die Teilnehmer deswegen sauer waren, weil die Versammlung nicht so gelaufen ist. 
Sie werden aber sicher wieder nach Murnau kommen. 


Auf Frage des Verteidigers bezüglich des Umgangs mit hörbahinderten Personen: 

Der Angeklagte war der Versammlungsleiter. Wenn wir erkannt hätten, dass einzelne Teilneh- 
mer nicht gut hören, dann hätten wir das unterstützt, aber es hat sich keiner bemerkbar gẹ- 
macht, dass er nicht hören konnte. Wir hätten dafür gesorgt, dass es Hilfsmittel gäbe. Im Vor- 
feld haben wir das nicht besprochen. 


Der Zeuge EPHK blieb gem. $ 59 Abs. 1 StPO unvereidigt und wurde im allseitigen Einver- 
ständnis um 14:21 Uhr entlassen. 


Die Personalien des Sachverständigen wurden erhoben wie folgt: 





Dr. Scheudl 


« mit d. Angeklagten nicht verwandt und nicht verschwägert - 


Zur Sache: 
I Der SV hält sein Gutachten mündlich ab. 


Mein Beruf ist Physiker und ich bin im Vorstand der Gesellschaft für Aerosolforschung und ma- 
che Beratungen im Bereich Aerosol-Wissenschaft. Ich habe 18 Jahre in der Grundlagenfor- 
schung gearbeitet in Aerosol-Wissenschaft. Eine juristische Ausbildung habe ich nicht, 


Auf Grund meiner langjährigen Erkenntnisse im Bereich der Aerosolforschung und an Hand der 
von mir zahlreich durchgeführten Studien würde ich sagen, dass unter Berücksichtigung der Ver- 


sammlungsfläche und der Teilnehmerzahl ausimelnerSicht'keine:Gefahrfürdie Teiinehmerbes 
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fiziert haben, Eine der größten Untersuchungen zum Thema wurde in China durchgeführt. Hier 
hatte sich die Übertragung nur in einem von insgesamt 7324 Fällen im Freien ereignet. Es gibt 
kaum solche nachgewiesenen Fälle. Es liegt an der Übertragung des Virus.Virenträger übertra- 
gen diese Viren gerade beim Ausatmen. Die dabei ausgestoßenen Aerosole sind klein und kön- 
nen sich lange in einem geschlossenen Raum halten. Deswegen ist in Innenräumen häufiges 
Lüften ja auch so wichtig. Im-Freien verhaltenssichidieAerosole komplelt anders. Die Partikel stei- 
gen draußen nach oben und verflüchtigen sich sehr schnell, In Innenräumen ist es was ande- 

res. Die Zimmerluft ist dann insgesamt schnell mit Viren kontaminiert, sodass man sich dort we- 
gen der deutlich höheren Virenlast viel leichter anstecken kann. Diese Gefahr ist im Freien fak- 
tisch nicht gegeben. Die Ansteckungsgefahr ist äußerst gering. Natürlich stell ich mich nun nicht 
als Wissenschaftlicher hin und sage, dass ich es zu 100 Prozent ausschließen karın. Das wäre 
unseriös, Aber tatsächlich tendiert die Wahrscheinlichkeit einer ‚Ansteckung im Freien nahezu ge- 
gen Q. 

Hinzu kommt ja auch, dass bei der zum Zeitpunkt vorhandenen Inzidenz es oħnehin so ist, dass 
die Wahrscheinlichkeit, dass überhaupt einer auf der Versammlung mit dem Virus infiziert war, 
sehr gering. Ich würde sagen, vielleicht so bei gerade mal 1 Prozent. Dass dieser infizierte dann 
auch noch tatsächlich infektiös und damit für andere Nichtinfizierte gefährlich sein könnte, ist 
nochmals geringer. Also nach allem menschlichen Dafürhalten hat sich jedenfalls auf dieser Ver- 
anstaltung kein Teilnehmer infiziert. 

Die Abstände im Freien von 1,50 m haben auch einen gewissen Einfluss auf die Möglichkeit ei- 
nerinfektionoDeswegen empfehlen wir auch, diese Abstände im Freien einzuhalten. Wenn viele 
Menschen sehr dicht zusammenstehen, verhält sich die Aerosolwolke nämlich durchaus an- 
ders. Wenn ich jetzt sehr lange und sehr eng einer infizierten Person gegenüberstehe, kann ich 
mich auch im Freien infizieren. Das passiert aber nicht einfach so. Da muss man sicher 10 Minu- 
ten direkt nah mit dem Gesicht dem andem gegenüberstehen. 


Auf Frage des Gerichts: 


Aerosolforschung ist ein Nischenbereich. In Dautschiand gibt es eina Handvoll Personen, die 
sich wissenschaftlich mit der Thematik befassen. 

Von der Politik wurde ich auch schon um Rat gebeten. Ich habe die nordrheinwestfälische Regie- 
rung beraten, es sind schon mehrere Politiker auf mich zugekommen. Zwischenzeitlich wurde 
unsere Gesellschaft auch vom Bundesverfassungsgericht wegen der Erstellung eines Gutach- 
tens angeschrieben 

Ich habe bisher allerdings nicht den Eindruck, dass meine Erkenntnisse bei den entsprechen- 
den Rechtsetzungsakten berücksichtigt worden sind. Es ist auch so, dass diese wissenschaftli- 
chen Erkenntnisse zum Zeitpunkt der hier in Rede stehenden Versammlung bekannt waren. 
Neu ist das alles nicht. Aus wissenschaftlicher Sicht ist es ohne Zweifel sinnvoll in Innenräumen 
Masken aufzusetzen. Im gut belüfteten Außenbereich kann man sich das jedoch schenken. Das 
hat keinen messbaren Nutzen für die Bekämpfung des Infektionsgeschehens. Ich denke, solche 
Rechtsvorschriften haben eher Symbolcharakter um die Leute an die allgemein von dem Virus 
ausgehende Gefahr zu erinnern. 

Meine persönliche Meinung aus wissenschaftlicher Sicht: Maskenpflicht im Freien ist überllüs- 
sig. Wenn man die Pandemie in den Griff bekammen will, solite man sich auf die Orte fokussie- 
ren, wo die Infektionen tatsächlich stattfinden, nämlich in Innenräumen. Die Maskenpflicht drau- 
Ben solt! wohl einfach die Menschen sensibilisieren, dass die Pandemie noch nicht vorbei ist, 
‚Aber es ist aus wissenschafllicher Sicht sinnlos. 


Auf Fragen des Staatsanwalts: 
Die Polizei muss beurteilen und abschätzen, wie die Lage ist. 
Wenn ich gefragt werde, wie ich entscheiden würde, wäre ich Polizist oder Entscheidungsträ- 


Y C N ni 
EEE: BE EEE AMTSGERICHT GAF == 


Seite 9 


TN | 
be 
San 


ger, dann würde ich sagen, i 
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Die Infektionsgefahr 
steckt in den Innenräumen. Wäre ich Beamter, hätte ich wohl auch nur in die Verordnung ge- 
schaut und dann umgesetzt, was dort geschrieben steht. Aber ich bin ja Wissenschaftler. 


Auf Frage des Verteidigers: 


Die Abstriche werden so vorgenommen, weil beim Ausatmen aus der Nase bleiben in der Nase 
Aerosole hängen, die werden dann abgestrichen. 

Wenn Sie ansteckend sind, atmerı Sie ein Vielfaches an Asorosolen aus. Allein daran erkennt 
man, ob jemand ansteckend ist. 


Der Sachverständige Dr. Scheuch Gerhard blieb gem. § 79 Abs. 1 StPO unvereidigt und wurde 
im allseitigen Einverständnis um 14:45 Uhr entlassen. 


Der Bescheid des Landratsamts Bl. 13 ff. d.A. wird verlesen. 


Die Sitzung wird unterbrochen um 14:51 Uhr und nach Raumbelüftung fortgesetzt um 15.02 Uhr. 


Zu den persönlichen Verhältnissen des Angeklagten gibt der Verteidiger an: 


‚Auf ausdrückliche Frage des Strafrichters wurden keine Anträge zur Beweisaufnahme (mehr) ge- 
stellt 


Die Beweisaufnahme wurde geschlossen. 
Die Vorschriften der 88 240, 257, 58 StPO wurden beachtet. 
Der Vertreter der Staatsanwaltschaft hielt seinen Vortrag und beantragte! 


Geldstrafe von 60 Tagessätzen a 40 EUR und dem Angeklagten die Kosten des Verfahrens auf- 
zuerlegen. 
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D. Verteidiger des Angeklagten hielt seinen/ihren Vortrag und beantragte: 
Freispruch und der Staatskasse die Kosten aufzuerlegen 


Zum letzten Wort des Angeklagten erklärt der Verteidiger: 


Der Angeklagte schließt sich dem Vortrag des Verteidigers an. 


Der Strafrichter verkündete durch Verlesen der Urtellsformel und mündliche Mitteilung des we- 
sentlichen Inhalts der Urteilsgründe 


IM NAMEN DES VOLKES 


folgendes 


URTEIL 


i Der Angeklagte wird freigesprochen. 


2. Die Kosten des Verfahrens und die notwendigen Auslagen des Angeklagten fallen der 
Staatskasse zur Last, 
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In dem Strafverfahren gegen 
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wegen Verstoßes gegen das BayVersG 


aufgrund der Hauptverhandlung vom 05.08.2021, an der teilgenommen haben: 


Richter am Amtsgericht fg 
als Strafrichter 


Staatsarwalg 


als Vertreter der Staatsanwaltschaft 


Rechtsanwalt Däblitz Friedemann 
als Verteidiger 


JHSekr'in S 


als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 


1. Der Angeklagte wird freigesprochen. 


2 Die Kosten des Verfahrens und die notwendigen Auslagen des Angeklagten fallen der 
Staatskasse zur Last. 
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Gründe: 


Nach Durchführung der Hauptverhandlung steht zur Überzeugung des Gerichts folgender Sach- 
verhalt fest: 


Am 17.11.2020 fand zwischen 11.20 Uhr und 12.40 Uhr auf dem Volksfestplatz im Bereich der 
Weilheimer Straße in 82481 Murnau am Staffelsee unter freiem Himmel eine Versammlung zu 
dem Thema „Aufklärung zum Thema Corona-Fakten“ statt, Hierbei war der Angeklagte Veranstal- 
ter und Versammlungsleiter. Diese Versammlung wurde durch Bescheid des Landratsamtes 
Garmisch-Partenkirchen vom 16.11.2020, Gz. 51/1341, genehmigt, wobei in diesem Bescheid 
nachfolgende Regelungen getroffen wurden: 


Für die in Ziffer I, beschriebene öffentliche Versammlung werden nachfolgende Beschränkungen 
festgesetzt. 


1. 
Die Teilnehmerzahl ist auf 500 Personen beschränkt. 


2; 
Die Versammlung ist auf die in beiliegendem Plan eingezeichnete Fläche beschränkt. Der Plan 


ist Bestandteil des Bescheides. 


3. 

Von der Teilnahme an der öffentlichen Versammlung sind Personen ausgeschlossen, die 

> in den letzten 14 Tagen wissentlich Kontakt zu einem bestätigten an COVID-19-Erkrankten hat- 
ten 

> (coronaspezifische) Krankheitssymptome (z. B. Fieber, trockener Husten, Atemproblerne, Ver- 
lust des Geschmacks- / Geruchssinn, Hals-, G[iederschmerzen, Übelkeit / Erbrechen, Durchfall) 
aufweisen 


Sollten Personen während der Veranstaltung (coronaspezifische) Krankheitssymptome entwi- 


ckeln, haben diese umgehend die Versammlung zu verlassen. 
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4. 


Ab Betreten der Versammlungsfläche, während der Versammlung und bis zum Verlassen der 
Versammlungsfläche besteht die Verpflichtung eine Mund-Nase-Bedeckung zu tragen (Masken- 
pflicht). Dabei gilt: 

> Kinder sind bis zum sechsten Geburtstag von der Tragepflicht befreit. 

> Personen, die glaubhaft machen können, dass ihnen das Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung 
aufgrund einer Behinderung oder aus gesundheitlichen Gründen nicht möglich oder unzumutbar 
ist, sind von der Trageverpflichtung befreit. Für diese Versammlungstsilnehmer ist der westliche 
Bereich innerhalb der Versammlungsfläche ausgewiesen (siehe Plan). Diese Versammlungsteil- 
nehmer haben sich nur in diesem ausgewiesenen Bereich aufzuhalten. Das Abnehmen der 
Mund-Nase-Bedsckung ist zulässig, solange es zu Identifikationszwecken oder zur Kommunikati- 
on mit Menschen mit Hörbehinderung oder aus sonstigen zwingenden Gründen erforderlich ist. 
Für Rednar während des Redevortrages gilt die Maskenpflicht nicht. Das gilt auch für Ansagen 
des Versammlungsleiters. 


5. 

Je 25 Versammiungsteilnehmer ist ain volljähriger Ordner einzusetzen. Sie müssen als Ordner 
zu erkennen sein (Armbinden). Ordner die von der Maskenpflicht befreit sind, können nur in dem 
Bereich der Versammlungsfläche eingesetzt werden, in dem sich die Teilnehmer aufhalten (siehe 
bei 4.), die von der Maskenpflicht befreit sind. 


6, 

Soweit ein Mikrofon benutzt wird, ist es vor jedem nauen Redner zu desinfizieren. Sollte das beim 
Mikrofonkopf nicht ohne Schaden für das Mikrofon möglich sein, kann der Mikrofonkopf mit einer 
Zellophan-Folie abgedeckt und für jeden neuen Redner die Folie erneuert werden. 


f: 

Der Versammlungsleiter hat sich als Leiter der Versammlung allen dort anwesenden Personen 
zu erkennen zu geben. Der Leiter wird verpflichtet, diesen Bescheid, insbesondere die Beschrän- 
kungen sowie die in § 7 Abs. 1 Satz 1 8. BaylfSMV enthaltenen Abstands- und Kontaktbestim- 
mungen, alten Versammlungsteilnehmern in geeigneter Weise bekannt zu geben, auf die Einhal- 
tung der Beschränkungen hinzuwirken und Verstöße dagegen, soweit ihr dies rechtlich und tat- 


sächlich möglich ist, unverzüglich zu unterbinden. 
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8. 


Der Versarnmlungsleiter hat dan Versammlungsteilnehmern den Beginn und das Ende der 
Versammlung bekannt zu geben. 


Der Genehmigungsbescheid wurde dem Angeklagten ordnungsgemäß am Tag der Versamm- 
lung bekannt gegeben. Verwaltungsrechtliche Rechtsbehelfe hat der Angeklagte gegen den Be- 
scheid nicht eingelegt. 


i 


Darüber hinaus trug der Angeklagte selbst entgegen der Beschränkung nach Ziffer II. A. 4. vor 
bzw. nach der von ihm gehaltenen Rede während der Dauer der Versammiung keine Mund-Na- 
sen-Bedeckung und verstieß hierdurch ebenfalls bewusst gegen die entsprechende Beschrän- 
kung nach Art. 15 Abs. 1 BayVersG. 


Zum Zeitpunkt der Versammlung am 17.11.2020 lag die bayernweite 7-Tage-Inzidenz bei 173 und 
dia 7-Tage-Inzidenz im Landkreis Garmisch-Partenkirchen bei 127.: 


| 
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Der unter Ziffer I. festgestellte Sachverhalt steht auf Grund der durchgeführten Beweisaufnahme 
zur Überzeugung des Gerichts fest. 


Der Genehmigungsbescheid des Landratsamtes Garmisch-Partenkirchen vom 16.11.2020 wur- 
de verlesen und ergänzend hierzu der für den Erlass des Bescheides zuständige Verwaltungsbe- 
amte, der Zeuge EEE vernommen. 

Dieser gab an, dass er sich bei Erlass des Bescheides an der zu erwartenden Teilnehmerzahl 
von 200 bis 500 Personen orientiert habe. Entsprechend habe er der Versammlung die Fläche 
auf dem Festplatzgelände in Mumau zugewiesen, da auf Grund der Größe der dort zur Verfügung 
stehenden Freifläche im Vorfeld gewährleistet erschien, dass die Teilnehmer den gesetzlich vor- 
geschriebenen Mindestabstand von 1,5 Metern zueinander einhalten können und auf Grund der 
Abgrenzung der Fläche und Absperrung mittels Flatterbändern aus Sicht der Versammlungshe- 
hörde auch sichergestellt erschien, dass es keinen Kontakt zwischen Versammlungsteilnehmern 
und unbeteiligten Passanten im Sinne einar Vermengung geben würde. 

Dor Zeuge O Hy weiter an, dass ihm bei Erlass des Versammlungsbescheides aus diver- 
sen Medien bekannt gewesen sei, dass es bereits in der Vergangenheit bei Versammlungen der 
sogenannten Querdenker-Szene zu diversen Verstößen gegen Versammlungsauflagen gekom- 
men sei, ohne dass er hierbei jedoch weitere Einzelheiten oder konkrete Beispiele benennen 
konnte. 

Hinsichtlich Maskenpflicht führte der Zeuge aus, dass deren Anordnung im Hinblick auf die da- 
mals gültigen Rechtslage erfolgte, nachdem die insoweit maßgebliche 8. Infektionsschutzmaß- 
nahmenverordnung die Regelung beinhaltete, dass bei einer zu erwartenden Anzahl von über 200 
Teilnehmern bei Versammlungen unter freiem Himmel grundsätzlich Maskenpflicht anzuordnen 
ist, Er habe auch keinerlei Anlass gesehen, von der durch die Infektionsschutzmaßnahmenver- 
ordnung vorgesehenen Regel im konkreten Fall abzuweichen. 

Auf das Infektionsgeschehen zum Zeitpunkt des Bescheiderlasses angesprochen gab der Zeuge 
BEER. Sass inm auf Grund eines nach der Versammlung erschienenen Zeitungsberichts be- 
kannt geworden sei, dass die 7-Tage-Inzidenz, also die Zahl der durch die Gesundheitsämter in- 
nerhalb der letzten 7 Tage gemeldeten Neuinfektionen, im Landkreis Garmisch-Partenkirchen am 
Versammlungstag bei 127 lag. 
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‚der Genehmigung der Versammlung nicht bekannt gewesen und habe bei seiner Entscheidung 
‚keine Rolle gespielt. 


Ergänzend konnte das Gericht aus dem auf der Internetseite des Robert Koch-Instituts allgemein 
zugänglichen Lagebericht zur Govid-19 Pandemie vom 17.11.2020 feststellen, dass an jenen Tag 
die 7-Tage-Inzidenz im Freistaat Bayern bei 173 lag und zum damaligen Zeitpunkt bundesweit 
insgesamt 3.517 Covid-19 Patienten intensivmedizinisch betreut wurden. Hinsichtlich der weite- 
ren Einzelheiten wird auf die entsprechende Darstellung des Robert Koch-Instituts verwiesen, 
welche derzeit im Internet unter dem nachfolgenden Link abrufbar ist : 


https: /ww.tki.de/DE/Content/infAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/Nov_2020/20 
20-11-17-de,htmi 


Bezüglich des Versammlungsverlaufs hat das Gericht die hierzu asservierten Videoaufnahmen in 
Augenschein genommen. Die Videoaufnahmen zeigen das gesamte Versammlungsgeschehen, 
wobei die Aufnahmen von leicht erhöhter Stelle aus angefertigt wurden, sodass auf Grund der 
Kameraperspektive das Verhalten der Teilnehmer auch hinsichtlich der einzuhaltenden Mindest- 
abstände gut erkennbar ist. Hierbei konnte das Gericht jedenfalls keine kollektiven und evidenten 
Verstöße der Teilnehmer gegen das Abstandgebot von 1,5 Metern feststellen. 

Soweit dies durch den Zeugen m der als Dienststellenfeiter der Pl Murnau die Versammlung mit 
zahlreichen Polizeikräften vor Ort begleitete, zunächst im Rahmen seiner Einvernahme anders 
geschildert wurde, relativierte er diesbezüglich seine eigene Aussage deutlich, nachdem er selbst 
Ausschnitte der Versammlung auf den Videoaufnahmen gemeinsam mit dem Gericht in Augen- 
schein genommen hat. 

Abgesehen von einigen kleineren Zwischenfällen erschien der Ablauf der Versammlung anhand 


der In Augenschein genommenen Videoaufnahmen insgesamt weitgehend geordnet. + 


Nach den nachvollziehbaren Angaben des Zeugen hatten sich am Versammlungsort zum 


Zeitpunkt der Durchführung der Versammlung rund 380 Teilnehmer eingefunden. 


Das Gericht konnte sich durch das Abspielen der mit Ton unterlegten Videoaufnahmen ebenfalls 
davon überzeugen, dass auch der Aufruf des Angeklagten an die Teilnehmer, ihre Masken abzu- 
nehmen, wie im Strafbefehl aufgeführt, erfolgte. Hierbei war ersichtlich, dass die meisten Teilneh- 
mer dieser Aufforderung folgten. Gleichzeitig ist zu hören, wie der Angeklagte die Teilnehmer dar- 
auf hinwies, dass diese darauf zu achten hätten, dass bei diesem „Zeichen des Widerstandes“ 
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die geforderten Mindestabstände einzuhalten sind. Ebenfalls ergibt sich aus den Videoaufnah- 
men, dass der Angeklagte die Teilnehmer nach ca. 2 Minuten über Mikrofon aufforderte, ihre 
Mund-Nasen-Bedeckungen wieder aufzusetzen, nachdem durch den Zeugen Bi Auflösung 
der Versammlung angedroht wurde. 


Der Angeklagte selbst trug hierbei während der gesamten Versammlung keine Mund-Nase-Bede- 
ekung, was ebenfalls von dem Zeugen |fpestätigt wurde. Über ein Attest zur Befreiung vom 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung verfügte der Angeklagte zum Zeitpunkt der Versammlung 
nach den Insgesamt glaubhaften Angaben des Zeugen nicht. 


nichtsträgtiund zum Zeitpunkt der Tathandlung das Verhalten des Angeklagten auch nicht nach 
anderen Vorschriften straf- oder bußgeldbewehrt war.) 


| 


2. Es handelt sich bei der Anordnung der Maskenpflicht durch das Landratsamt Garmisch-Parten- 
kirchen auch um eine Beschränkung i.S.d. Art. 15 Abs.1 BayVersG 


Eine solche Beschränkung liegt immer dann vor, wenn das Tun, Dulden oder Unterlassen, das 
dem Veranstalter, dem Leiter oder den Teilnehmern auferlegt wird, dan sachlichen Schutzbereich 
der Versammlungsfreiheit berührt und sich auf die Durchführung der Versammlung als solche 
bezieht. 


Art. 8 GG schützt die Freiheit der Versammlung als Ausdruck gemeinschaftlicher, auf Kommuni- 
kation angelegter Entfaltung (vgl. BVerfGE 69, 315 = NJW 1985, 2395). Bei der seitens des Ange- 
klagten angemeldeten Veranstaltung handelte es sich ausgehend von dem Versammlungszweck 
um eine vom Schutzbereich des Art. 8 GG umfasste Versammlung. Der Zweck der Veranstaltung 
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bestand darin, im Rahmen einer Zusammenkunft eine öffentliche und kritische Auseinanderset- 
zung rund um Themen, die im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie stehen, zu ermögli- 
chen, In dieser Form stellte die so organisierten Veranstaltung eine Zusammenkunft zur Teilhabe 
an der Meinungsbildung und Meinungsäußerung dar, zumal as sich ausgehend von der Ver- 
sammlungsanzeige (vgl. E-Mail vom 12.11.2020, Bl. 21 d.A.) nicht lediglich um eine Veranstaltung 
zu rein faktenbasierter Informationsweltergabe handeln sollte. 


3. Die Anordnung der Maskenpflicht durch das Landratsamt Garmisch-Partenkirchen stellte zum 
Zeitpunkt des Bescheiderlasses am 16.11.2020 auch nicht lediglich einen Hinweis auf eine ohne- 
hin bestehende gesetzliche Verpflichtung dar, was ihr den Charakter als Versammlungsbe- 
schränkung i,8.d. Art. 15 Abs.1 BayVersG genommen hätte (vgl. BeckOK PolR Bayern/M, Müller 
BayVersG, Art. 15, Rn. 140). 

Nach $ 7 Abs.1 $.2 Nr.2 der damals gültigen 8. Bayerischen Infektionsschutzrmaßnahmenverord- 
nung vom 30.10.2020 hatte die nach Art. 24 Abs, 2 BayVersG zuständige Behörde, soweit dies 
im Einzelfall erforderlich ist, durch entsprechende Beschränkungen nach Art. 15 BayVersG si- 
cherzustellen, dass die von der Versammlung ausgehenden Infektionsgefahren auf ein infektions- 
schutzrechtlich vertretbares Maß beschränkt bleiben, wobei in $ 7 Abs.1 $.3 der 8. BaylfSMO ge- 
regelt war, dass jedenfalls ab einer Teilnehmerzahl von 200 Personen in der Regel Maskenpflicht 
anzuordnen ist, 

Der Verordnungsgeber hat damit zwar in Form der Rechtsfigur des intendierten Ermessens eine 
bestimmte Ermessensrichtung gesetzlich vorgezeichnet, jedoch die abschließende Entschei- 
dungskompetenz hierüber im Einzelfall bei den zuständigen Versammlungsbehörden belassen. 


4. Trotz des feststehenden Verstoßes des Angeklagten gegen die Beschränkung hinsichtlich der 
angeordneten Maskenpflicht kam eine Verurteilung des Angeklagten nach Art. 20 Abs.2 Nr.4 Bay- 
VersG nicht in Betracht. 

Nach dieser Vorschrift macht sich strafbar, wer als Veranstalter oder als Leiter einer vollziehba- 
ren Anordnung nach Art. 12 Abs. 1 oder 2 S. 1, Art. 15 Abs. 1, 2 oder 4 BayVersG oder einer ge- 
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richtlichen Beschränkung zuwiderhandelt. 

Zwar muss die Beschränkung nach dem Wortlaut der Strafvorschrift nur vollziehbar i.8.d. § 80 
VwGO sein, was sich für Beschränkungen nach Art.15 Abs.1 BayVersG bereits kraft Gesetzes 
aus Art. 25 BayVersG ergibt. 


Eine verfassungskonforme Auslegung gebietet Jedoch, die Rechtmäßigkeit der Anordnung wegen 
der Bedeutung der Versammlungsfreiheit gem. Art. 8 Abs. 1 GG als ungeschriebene objektive Be- 


dingung der Strafbarkeit zu verstehen. EinerBestrafung’wegenversammlungsbezogenenStraftas 


| 


Teilnehmer-festgestelit«wurdenfvgl. VGH München Urt. v, 10.7.2018 - 10 BV 17.2405, BeckRS 
2018, 21843, dort Rz. 30 m.w.N.). 


al 
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scheinlichkeit, das heißt „fast mit Gewissheit" zu erwarten ist (BVerwG NJW 2009, 98 dort Rì. 
14) 

Die Darlegungs- und Beweislast für das Vorliegen von Gründen für ein Verbot oder eine Auflage 
liegt grundsätzlich bei der Behörde (vgl. BVerfG, B. v. 12.05.2010 - 1 BvR 2636/04 - juris Rn. 19 
M,W.N.; SächsOVG, U. v. 31.05.2018 - 3 A 199/18 - juris Rn. 23). Die zuständige Behörde muss 
daher die für eine Beurteilung der Gefahrenlage relevanten für sie erkennbaren Tatsachen ermit- 
teln. Sie darf sich nicht auf diejenigen Tatsachen beschränken, die für einen Eingriff sprechen, 
sondern muss auch zugunsten der Versammlung aufklären (BVerf& NJW 2010, 141 dort Rn. 9). 


b) Gemessen an diesen Grundsätzen hält die Anordnung der Maskenpflicht nach Ziffer I|.A.4. des 
hier maßgeblichen Bescheides vom 16.11.2020 einer Rechtmäßigkeitsprüfung nicht stand. 
Hieran ändert auch die zum damaligen Zeitpunkt gültige Bestimmung des § 7 Abs.1 $.3 der 8. 
BaylfSMV nichts, wonach bei Versammlungen unter freiem Himmel mit über 200 Teilnehmern in 
der Regel Maskenpflicht anzuordnen ist. 

Diese Bestimmung konkretisiert zwar die versammiungsrechtliche Befugnisnorm des Art. 15 
BayVersG auf Tatbestands- und Rechtsfolgenseite, soweit die von einer Versammlung unter frei- 
em Himmel ausgehenden Infektionsgefahren in Rede stehen und führt im Hinblick auf die hier 
maßgebliche Anordnung der Maskenpflicht dazu, dass die Begründungsanforderungen im Hin- 
blick auf die Anordnung der Maskenpflicht durch die zuständige Versammlungsbehörde auf Grund 
des vom Verordnungsgeber vorgesehenen Regel-Ausnahme-Verhältnisses auf den ersten Blick 
vermeintlich herabgesetzt zu sein scheinen. 


Bei näherer Betrachtung kann dies jedoch aus verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten nicht der 
Fall sein. Das Grundrecht der Versammliungsfreiheit steht bei Versammlungen unter freiem Him- 
mel unter dem Gesetzesvorbehait des Art. 8 Abs.2 GG. Gesetzesvorbehalt bedeutet, dass durch 
ein formelles Gesetz oder auf Grund eines solchen Gesetzes Versammlungen beschränkt wer- 
den dürfen. Der Gesetzgeber muss dabei aber die in Art. 8 Abs. 1 GG verkörperte verfassungs- 
rechtliche Grundentscheidung beachten und darf die Ausübung der Versammlungsfreiheit nur 
zum Schutz gleichgewichtiger anderer Rechtsgüter unter strikter Wahrung des Verhältnismäßig- 
keitsgrundsatzes begrenzen (Dürig-Friedl/Enders, Versammlungsrecht, 1. Auflage 2016, Art.8, 
Rz 59). 

Das Bundesverfassungsgericht hat hierbei in seinem sogenannten Brokdorf-Beschluss vom 
14.06.1985 (abgedruckt in NJW 1985, 2395 ft.) ausgeführt, dass die Regelung in § 15 des Ver- 
sammlungsgesetzes des Bundes, wonach die zuständige Behörde die Versammlung von be- 
stimmten Auflagen abhängig machen oder verbieten oder auflösen darf, wenn nach den zur Zelt 
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mit anderen Maßnahmen und Vorgaben in dem zu Grunde liegenden Bescheid den legitimen 
Zweck, Neuinfektionen soweit als möglich vorzubeugen und damit gleichzeitig auch die Ausbrei- 
tungsgeschwindigkeit des SARS-CoV-2-Virus innerhalb der Bevölkerung zu verringern. 

Dies dient unter anderem dazu, eine Überlastung des öffentlichen Gesundheitssystems zu ver- 


meiden. Zweck der Regelung ist somit der Schutz des Lebens und der körperlichen Unversehrt- 


SatzuinioVomsArtoTrAbsı1Satz2/6GreineiumfassendeSchutzpflichtrifft (vgl. u.a. BVerfG, Be- 


schluss vom 16.10.1977 - 1 BvQ 5/77 ~, juris Rn. 13 f.). Insoweit kann in diesem Zusammenhang 
auch auf den Lagebericht des Robert Koch-Instituts vom 17.11.2020 verwiesen werden, wonach 
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neben Darstellung des damals aktuellen Infektionsgeschehens auch darauf hingewiesen wurde, 
dass es weiterhin notwendig ist, dass sich die gesamte Bevölkerung für den Infektionsschutz en- 
gagiert, z.B. indem sie Abstands- und Hygieneregeln konsequent — auch im Freien — einhält, In- 
nenräume lüftet und, wo geboten, eine Mund-Nasen-Bedeckung korrekt trägt. Zudem sollten grö- 


Bere Menschenansammlungen generell gemieden werden. 


(2) Ebenfalls ist grundsätzlich nicht von der völligen Ungeeignetheit der Verpflichtung zum Tragen 
eines Mund-Nasen-Schutzes der Teilnehmer der Versammlung auszugehen. Hierfür genügt es, 
dass die Maßnahme zur Zweckerreichung beiträgt (vgl. BVerwG, Urteil vom 02.08.2012 - 7 CN 
1.11 -, Juris Rn. 28). Die angeordnete Verpflichtung dürfte einen - wenn auch zu vernachlässigen- 


Gleichzeitig betonte der Sachverständige aber auch, dass das Risiko einer Ansteckung im Innen- 
bereich ungleich höher sei, wobei er angab, dass entsprechende wissenschaftliche Erkenninisse 


bereits im November 2020 vorlagen. 


| 


‚Scheuch'zunzweifeln, So gab der Sachverständige beiläufig an, dass er zwischenzeitlich sogar 
im Auftrag des Bundesverfassungsgerichts in einem dort anhängigen Verfahren eine Stellung- 
nahme zum Risiko der Übertragung des Covid-19-Virus unter verschiedenen äußeren Rahmen- 
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bedingungen abzugeben hatte. 


| 


Nach dem Lagebericht des Robart Koch-Instituts vom 17.11.2020 lag die 7-Tage-Inzidenz an die- 
sem Tag bayernweit bei 173. Im Landkreis Garmisch-Parlenkirchen lag die 7-Tage-Inzidenz am 
17.11.2020 bei 127. Bundesweit ging das Robert Koch-Institut mit Lagebericht vom 17.11.2020 
davon aus, dass zum damaligen Zeitpunkt 272.700 aktive Govid-19 Fälle zu verzeichnen waren. 
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(4) Hinzu kommt vorliegend auch noch, dass sich die Ausführungen der Versammiungsbehörde 
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hinsichtlich der Anordnung der Maskenpflicht in dem zu Grunde liegenden Bescheid in einem Ver- 


weis auf § 7 Abs.1 $,1 der 8.BaylfSMV erschöpfen, was nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts wegen der Bedeutung der Versammlungsfreiheit gerade nicht ausreichend 
ist (8.0). 
3 . u Mi p 

ii feld:d 2 N Mi 15 
; ; i i AA 
eingehalten würden. 
Dies ist vor allem deswegen von Bedeutung, weil es im Falle der Einhaltung eines solchen Min- 
destabstandes nach den von dem Sachverständigen Dr. Scheuch überzeugend dargestellten 
'wissenschaftlichen Erkenntnissen unter freiem Himmel nach menschlichem Ermessen unter kei 
Der pauschale Verweis der Behörde auf Erfahrungen aus der Vergangenheit, wonach es bei öf- 


zumal nach den Ausführun- 


gen der Behörde diese von ihr erwähnten Probleme durch die Ausweisung einer genau definier- 


ten Versammlungsfläche in dem Sinne beseitigt werden konnten, dass die Einhaltung der Min- 
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II 


Auf die weiteren in der gerichtlichen Verfügung vom 30.07.2021 aufgeworfenen Rechtsfragen zur 
Anwendung des in $ 2 Abs.3 StGB geregelten Grundsatz der Meistbegünstigung mit Blick auf die 
zwischenzeitlich geänderte Rechtslage kommt es somit nicht mehr in entscheidungaerhoblichar 
Weise an. 

Soweit der Angeklagte nicht nur selbst keine Maske getragen hat, sondern darüber hinaus auch 
die Teilnehmer der Versammlung zum Abnehmen ihrer Mund-Nase-Bedeckungen aufgefordert 
hat, stellt dieses Verhalten zwar gleichzeitig einen Verstoß gegen die Beschränkung unter Ziffer 
ILA.7. des Bescheides vom 16.11.2020 dar, wonach der Versammlungsleiter auf die Einhaltung 
der Beschränkungen hinzuwirken und Verstöße dagegen zu unterbinden hat. 

Abgesehen davon, dass diese Regelung ohnehin nur einen Hinweis auf die bereits kraft Gesetzes 
bestehende Pflichten des Versammlungsleiters nach Art. 4 Abs.1 Nr.2 BayVersG enthält und da- 
mit mangels eigenständigen Regelungscharakters nicht Beschränkung i.S.d, Art. 15 BayVersG 


sein kann, 
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Die Kostenfolge ergibt sich aus § 467 Abs. 1 StPO. 


gez. 


Richter am Amtsgericht 


Für die Richtigkeit der Abschrift 
Gärmisch-Partenkirchen, 11.08.2021 








Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 


